

Sehr geehrte/r … 
ich schreibe Ihnen mit großer Sorge über die Lage im Nahen Osten in einer Zeit, in der erneut Krieg und Zerstörung herrschen. Die aktuellen Feindseligkeiten verstärken die Angst und Unsicherheit unter den Menschen, die bereits seit langem unter Instabilität und Konflikten leiden. Politische Entscheidungsträger:innen weltweit sind dazu aufgerufen, sich für diplomatische Bemühungen, Deeskalation und die Achtung der Menschenwürde einsetzen und sich aktiv an der Suche nach einer tragbaren Lösung der Konflikte im Nahen Osten auf der Grundlage des Völkerrechts zu beteiligen.
Gleichzeitig darf die Lage in den besetzten palästinensischen Gebieten, die sich im Schatten des Krieges rapide verschlechtert, nicht in Vergessenheit geraten. In den vergangenen Wochen hat die israelische Regierung erneut rechtliche und administrative Schritte zur Ausweitung der israelischen Souveränität über das Westjordanland unternommen, mit dem offen erklärten Ziel, der - auch von der Bundesrepublik Deutschland unterstützten - Zwei-Staaten-Lösung ein Ende zu setzen[footnoteRef:1]. Diese Maßnahmen stellen eine Zementierung der de-facto Annexion des Westjordanlands dar und treiben die Zwangsumsiedlung palästinensischer Gemeinden weiter voran. Damit stellen sie einen eklatanten Verstoß gegen internationales Recht dar, denn es ist einer Besatzungsmacht untersagt, besetztes Gebiet zu annektieren, die eigene Bevölkerung im besetzten Gebiet anzusiedeln und der besetzten Bevölkerung ihre Rechte zu entziehen. [1:  https://peacenow.org.il/en/cabinet-land-decisions ] 

Neben der täglichen Gewalt extremistischer Siedler gegen Palästinenser:innen und die damit einhergehende Vertreibung von Menschen aus nunmehr fast 80 Gemeinden im Westjordanland[footnoteRef:2], machen mich die Einschränkungen des Zugangs aus dem Westjordanland zu heiligen Stätten in Jerusalem besonders betroffen, aktuell während des Fastenmonats Ramadan für zehntausende muslimische Gläubige und perspektivisch für Christ:innen während der Osterfeierlichkeiten im April. Die von der israelischen Regierung angestrebte Besteuerung internationaler Zuwendungen für israelische Menschenrechts-NGOs[footnoteRef:3] und die eingeleitete Deregistrierung von 37 internationalen humanitären Organisationen[footnoteRef:4] würden die demokratischen Rechte und den humanitären Beistand für viele Menschen in Palästina und Israel empfindlich einschränken. [2:  Liste der aufgrund von Siedlergewalt seit 2018 vollständig oder teilweise vertriebenen palästinensischen Gemeinden: https://www.btselem.org/settler_violence_updates_list?importance=1]  [3:  https://www.jpost.com/israel-news/article-861766 ]  [4:  https://www.timesofisrael.com/high-court-temporarily-freezes-ban-on-foreign-aid-organizations-operating-in-gaza/ ] 

Wie kann die Bundesregierung in dieser Situation wirksam tätig zu werden, damit das Ziel einer gerechten Friedenslösung nicht weiter durch dauerhafte Besatzung und intensivierte Annexionsbestrebungen untergraben wird? 
Im Juli 2024 kam der Internationale Gerichtshofs (IGH) in einem Rechtsgutachten zu dem Schluss, dass die israelische Präsenz in den besetzten palästinensischen Gebieten gegen das Völkerrecht verstößt und schnellstmöglich beendet werden muss. Staaten sind verpflichtet, weder Hilfe noch Unterstützung zu leisten für die Aufrechterhaltung der israelischen Besatzung[footnoteRef:5]. In diesem Sinne ist gerade auch Deutschland gefragt, sein politisches Gewicht durch wirksame, praktische Maßnahmen einzubringen. [5:  https://www.tagesschau.de/ausland/asien/israel-igh-besatzung-korri-100.html ] 

Regierungen weltweit verurteilen das Vorgehen der israelischen Regierung mit zunehmender Häufigkeit. Am 17. Februar 2026 veröffentlichten die UN-Missionen von 85 Staaten eine Erklärung[footnoteRef:6], in der sie die neuerlichen administrativen und juristischen Maßnahmen der israelischen Regierung zur Ausweitung der völkerrechtswidrigen Präsenz Israels im Westjordanland verurteilen, ihre entschiedene Ablehnung jeglicher Form von Annexion betonen und für das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung und die Beendigung der völkerrechtswidrigen Besatzung eintreten. Auch Deutschland unterzeichnete die Erklärung. [6:  https://www.zdfheute.de/politik/ausland/israel-westjordanland-siedlungspolitik-gaza-kritik-100.html ] 

Der Mangel an wirksamen Konsequenzen treibt jedoch die Annexionsbestrebungen, den Ausbau der völkerrechtswidrigen Siedlungen, die Beschlagnahmung von Land, Siedlergewalt, den Abriss von Häusern und die Einschränkung von Bewegungsfreiheit immer schneller voran.
Deshalb bitte ich Sie: Fordern Sie von der deutschen Bundesregierung eine deutliche Orientierung an den völkerrechtlichen Prinzipien auch im Hinblick auf die Situation in Palästina und Israel und entsprechend wirksame Konsequenzen angesichts völkerrechtswidrigen Handelns. Konkret möge die Bundesregierung
· die israelische Regierung auffordern, ihre Annexionsbestrebungen unverzüglich einzustellen und die völkerrechtswidrige Besetzung der palästinensischen Gebiete schnellstmöglich zu beenden. Angesichts der prekären Situation sollte die Bundesregierung ihre Forderung mit wirksamen Konsequenzen untermauern, die aus dem IGH-Gutachten von Juli 2024 abgeleitet werden können, z.B. 
· den Handel mit Waren und Dienstleistungen aus völkerrechtswidrigen israelischen Siedlungen in den besetzten palästinensischen Gebieten einstellen;
· Einreiseverbote nach Deutschland gegen israelische Siedler:innen verhängen, die an Gewalt gegen palästinensische Gemeinden beteiligt sind, sowie gegen Vertreter:innen von Siedlerorganisationen und gegen israelische Regierungsmitglieder und Abgeordnete, die die Siedlerbewegung unterstützen und sich für die Annexion des Westjordanlands einsetzen;
· den Verkauf von Waffen, Munition und anderer militärischer Ausrüstung einstellen, bei denen die Gefahr besteht, dass sie bei Verstößen gegen Menschenrechte und Völkerrecht in den besetzten palästinensischen Gebieten zum Einsatz kommen. 
· Nothilfe für palästinensische Dörfer leisten, die aufgrund von Siedlergewalt und Besatzungspolitik von Vertreibung bedroht und betroffen sind, und die Rückkehr der aus fast 80 Gemeinden vertriebenen Menschen bei der israelischen Regierung einfordern;
· betroffene Gemeinden bei Reisen von Regierungsmitgliedern/Abgeordneten in die Region besuchen und damit öffentlich Solidarität mit ihnen üben;
· die Unterstützung für das Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen UNRWA und für palästinensische, israelische und internationale zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für einen gerechten Frieden einsetzen, aufrechterhalten bzw. intensivieren. 
· mit den Institutionen der internationalen Gerichtsbarkeit zusammenarbeiten, um Verstöße gegen Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht wirksam zu verfolgen und den Opfern von Rechtsverstößen, Gewalt und Verbrechen – palästinensischen und israelischen - Gerechtigkeit zu verschaffen. 
Gerechtigkeit und Frieden können erreicht werden, wenn der Preis für völkerrechtswidriges Handeln durch wirksame Konsequenzen zu hoch wird[footnoteRef:7]. Palästinenser:innen unter Besatzung und israelische Friedens- und Menschenrechtsgruppen erwarten von uns mehr als Solidaritätsbekundungen. Sie fordern konkrete Maßnahmen, die ihre Bemühungen um eine Zukunft in Gerechtigkeit und Frieden wirksam unterstützen. Bitte setzen Sie sich dafür ein, die universelle Geltung der Menschenrechte und der Prinzipien des humanitären Völkerrechts zu verteidigen, im Interesse eines gerechten Friedens für alle Menschen in Palästina und Israel. [7:  https://www.oikoumene.org/what-we-do/eappi/from-condemnation-to-consequences Im Rahmen der Kampagne „From Condemnation to Consequences“ veröffentlichte der Ökumenische Rat der Kirchen Anfang März Hintergrundinformationen, Stimmen betroffener Menschen und ein Webinar zur Thematik] 

Mit freundlichen Grüßen

